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Der Kommentar
Dr. Georg Thurnes, München

Wechselbad der Gefühle
Als bAV-Praktiker ist man an ein Wech-
selbad der Gefühle gewöhnt. Der Jah-
reswechsel hat da keine Ausnahme 
gemacht.

Ruhiger Jahreswechsel

In Sachen „Doppelverbeitragung“ hat 
sich der Gesetzgeber nach 16 Jahren 
endlich zu einer Teilentlastung der 
Betriebsrentner durchgerungen. Mit 1,2 
Milliarden Euro pro Jahr fällt sie zwar 
nicht einmal halb so hoch aus wie 
erhofft, beseitigt die zweimalige Vollver-
beitragung nicht vollständig, lässt frei-
willig gesetzlich Versicherte sowie die 
Pflegeversicherung außen vor und wird 
sich bei den Rentnern aus technischen 
Gründen frühestens in der zweiten 
Jahreshälfte bemerkbar machen. Aber 
immerhin. Die EuGH-Entscheidung in 
Sachen Insolvenzsicherung bei Leis-
tungskürzungen von Pensionskassen 
ist sachgerechter ausgefallen als es im 
Sommer die Anträge des Generalanwalts 
befürchten ließen. Das Gesetzgebungs-
verfahren zum Insolvenzschutz für Pen-
sionskassenzusagen konnte, wie von uns 
gefordert, entschleunigt werden. Und 
dann hat die Kommunikation der Ergeb-
nisse des EIOPA-Stresstests durch die 
EU-Aufsicht, da sie sensibler erfolgte als 
gewohnt, den Stresspegel der bAV-Prak-
tiker nicht zu stark ansteigen lassen. Vor 
dem Hintergrund konnte man beruhigt 
Weihnachten feiern. 

Emotional geladener Jahresstart

Doch letztlich war es nur die Ruhe vor 
dem Sturm im Blätterwald, ausgelöst 
durch eine Agenturmeldung, die ein 
Gespräch mit der BaFin-Spitze wieder-
gab. Pensionskassen, so war zu lesen, 
leiden erheblich unter der Niedrigzins-
phase, das stimmt und gilt für alle, die 
Zinsgarantien gegeben haben. Sinkende 
Renditen seien ein Problem und die 
steigende Lebenserwartung der Bevölke-
rung träfen die Kassen ganz besonders, 
da sie regelmäßig lebenslange Renten 
zahlen. Die Folge: Verschärfte Aufsicht 
und schlechte Aussichten.

Völlig inakzeptabel ist es jedoch, wenn 
der Anschein erweckt wird, die Prob-
leme von Pensionskassen seien selbst-
verschuldet. Die vor Jahrzehnten erteil-
ten Zusagen waren aufsichtsrechtlich 
abgestimmt und unter den damaligen 
Voraussetzungen guten Gewissens zu 
geben. Auch die Aufsicht hat den nach-
haltigen Einbruch des Zinsniveaus nicht 

– Die Anwendung der versicherungs-
vertraglichen Lösung muss für alle Pen-
sionskassen weiterhin möglich sein. Die 
sich ergebende Leistung der Pensions-
kasse sollte dabei den arbeitsrechtlichen 
Anspruch nach Ausscheiden aus dem 
Unternehmen darstellen. 

– Bei einer Ausweitung der Insolvenz-
sicherung ist die Übernahme von Zusa-
gen liquidierender Unternehmen neu zu 
regeln. Insbesondere ist das Risiko der 
Kürzung einer Liquidationsversicherung 
abzusichern, z.B. durch eine angemesse-
ne Ausgleichszahlung künftiger PSV-Bei-
träge des liquidierenden Unternehmens 
an den PSV.

– Die Ermittlung der Beitragsbemes-
sungsgrundlagen für unter PSV-Schutz 
stehende Pensionskassen muss einfach 
ausgestaltet werden und darf zu keinen 
unnötigen Kosten führen. Hier könnte 
man sich an dem bewährten Verfahren 
für Unterstützungskassen orientieren. 

– Die im ursprünglichen Gesetzentwurf 
enthaltene Bemessungshöhe von 20% 
sowie die temporäre Anhebung der Bei-
träge um 10 Prozentpunkte erscheinen 
angesichts der durchgängigen Versiche-
rungsförmigkeit nicht sachgerecht. Auf 
jeden Fall wäre für die Bemessungshöhe 
eine verbindliche Überprüfung in z.B. 
fünf Jahren dahingehend vorzusehen, 
ob der tatsächliche Schadensverlauf die 
Bemessungsgrundlage und die daraus 
resultierende Beitragshöhe rechtfertigt.  

– Die Umsetzung des Vorhabens löst 
in Pensionskassen umfangreiche prozes-
suale Änderungen und auch Informati-
onsbeschaffungserfordernisse aus. Dies 
bedarf einer ausreichenden Einrich-
tungsfrist auf die neuen Gegebenheiten 
von mindestens einem Jahr. Darüber 
hinaus gibt es Konstellationen, in denen 
Pensionskassen mangels vorhandener 
Informationen den geplanten Anforde-
rungen gar nicht entsprechen können.

Aber machen wir uns nichts vor: Das 
Gesetzgebungsverfahren kann nur 
Symp tome lindern. An die wirklichen 
Ursachen müssen Regierungen und 
Notenbanken ran. Vielleicht brauchten 
wir ja so etwas wie „Fridays für höhere 
Zinsen“. Hoffen darf man ja noch, vor 
allem zu Beginn eines Jahres. In diesem 
Sinne auf ein erfolgreiches 2020!

Dr. Georg Thurnes
Vorsitzender des Vorstands der aba

Chefaktuar, Aon Deutschland

vorhergesehen. Wenig hilfreich ist es 
auch, Pensionskassen und Lebensversi-
cherer gegeneinander auszuspielen mit 
Spekulationen, wer denn nun für die 
Zukunft besser gewappnet sei. Wichtiger 
ist es, gemeinsam die Niedrigzinspolitik 
anzuprangern als das, was sie für die 
Altersvorsorge ist: eine Triebfeder in 
Sachen Altersarmut. Gemeinsam soll-
ten wir auch ankämpfen gegen weitere 
Kostentreiber der Altersversorgung in 
Form von FTT und stetig wachsenden, 
teuren Berichtspflichten zweifelhaften 
Nutzens. Und wir müssen darauf achten, 
dass so wichtige Projekte wie eine Säu-
lenübergreifende Altersvorsorgeinfor-
mation kostenmäßig nicht entgleisen. 

Nichts überstürzen 

Auch beim geplanten Insolvenzschutz 
für Pensionskassenzusagen müssen 
wir auf die Kosten achten. Wenn der 
Gesetzgeber bei Pensionskassenzusagen 
Verlustrisiken für die Begünstigten voll-
kommen ausschließen will, so ist das als 
vertrauensbildende Maßnahme grund-
sätzlich zu begrüßen. Das Risiko, dass 
Pensionskassenzusagen nicht in vollem 
Umfang erfüllt werden, ist zwar grund-
sätzlich gering, da die aufsichtsrecht-
lichen Rahmenbedingungen und die 
Subsidiärhaftung des Arbeitgebers dem 
entgegenwirken. Wie einige Fälle aus der 
Praxis zeigen, lässt sich das aber nicht 
gänzlich ausschließen. Die Umsetzung 
des Vorhabens ist jedoch nicht trivial. Es 
darf kein Keil zwischen die verschiede-
nen Arten von Pensionskassen getrieben 
werden und die Beitragsbemessungs-
grundlage muss passen. 

Nach Auffassung der aba muss ein Gesetz 
zur Änderung des Insolvenzschutzes 
bei Pensionskassen-Betriebsrenten vor 
allem folgende Punkte berücksichtigen:


